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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundesregierung: Koalitionsparteien stellen weiteres Maßnahmenpaket vor 

Die Koalitionsparteien haben im Anschluss an ihre Ausschusssitzung am 04. 
September 2022 ein weiteres Maßnahmenpaket (sog. Drittes Entlastungspaket) 
vorgestellt. 

Das Paket sieht ein Bündel an Maßnahmen vor, die teilweise bisher nur in 
Grundzügen umrissen werden. Es bleibt abzuwarten, wie die jeweilige 
Ausgestaltung im Detail erfolgen soll. 

Einige der enthaltenen Maßnahmen sind bereits im Vorfeld angekündigt worden. 

Geplant sind u.a. folgende steuerliche Maßnahmen: 

• Abbau der kalten Progression (die Eckpunkte für ein 
Inflationsausgleichsgesetz hatte das BMF bereits am 10. August 
2022 vorgestellt, siehe unseren Blogbeitrag) 

• für Einmalzahlungen im Rahmen der sog. konzertierten Aktion wird 
eine Steuer- und Sozialabgabenbefreiung bis zu einem Betrag von 
3.000 € in Aussicht gestellt 

• die Absenkung der Umsatzsteuer in der Gastronomie auf den 
ermäßigten Satz von 7% soll verlängert werden 

• mit der Einführung der globalen Mindeststeuer soll bereits jetzt 
national begonnen werden 

• die volle steuerliche Abziehbarkeit von Rentenbeiträgen soll um 
zwei Jahre auf den 01. Januar 2023 vorgezogen werden 

• die Umsatzsteuer auf Gas soll zeitlich befristet bis zum 31. März 
2024 vom Regelsteuersatz auf den ermäßigten Steuersatz reduziert 
werden (dies war bereits am 19. August 2022 angekündigt worden, 
siehe unseren Blogbeitrag) 

• die Home-Office-Pauschale soll entfristet und verbessert werden 
• Anhebung Arbeitnehmerpauschbetrag um 200 € (Bestandteil des 

JStG 2022, siehe unseren Blogbeitrag) 

Die Maßnahmen sollen u.a. durch die "teilweise Abschöpfung 
von Zufallsgewinnen" von Energieunternehmen finanziert werden. Dies soll auf 
europäischer Ebene erfolgen. Falls eine zeitnahe Umsetzung auf europäischer 
Ebene nicht möglich sein sollte, ist eine nationale Umsetzung geplant. 

Fundstelle 

Ergebnis des Koalitionsausschusses vom 3. September 2022. 

 

 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233146/bmf-eckpunkte-fuer-ein-inflationsausgleichsgesetz/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233260/bundesregierung-senkung-der-umsatzsteuer-auf-gas-geplant/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233024/bmf-entwurf-eines-jahressteuergesetzes-2022-jstg-2022/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Schlaglichter/Entlastungen/ergebnispapier-des-koalitionsausschusses.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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BMF: Vorsteuerberichtigung nach § 15a Umsatzsteuergesetz (UStG) bei 
Aufgabe nur einer von mehreren Tätigkeiten 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 01. September 2022 zu dem 
EuGH-Urteil vom 9. Juli 2020, C-374/19, Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler, und 
dem BFH-Folgeurteil vom 27. Oktober 2020 – V R 20/20 (V R 61/17) Stellung 
genommen und dabei den Umsatzsteueranwendungserlass angepasst. 

Hintergrund: 

Auf ein Vorlageersuchen des BFH hat der EuGH mit Urteil vom 9. Juli 2020, C-
374/19, Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler (siehe unseren Blogbeitrag) 
entschieden, dass das Unionsrecht einer nationalen Regelung nicht 
entgegenstehe, nach der ein Steuerpflichtiger, der das Recht erworben hat, die 
auf die Errichtung einer zur Nutzung sowohl für besteuerte als auch für 
steuerbefreite Umsätze bestimmten Cafeteria im Anbau eines von ihm 
umsatzsteuerfrei betriebenen Alten-und Pflegeheims entfallende Vorsteuer 
anteilig abzuziehen, zur Berichtigung des ursprünglichen Vorsteuerabzugs 
verpflichtet ist, wenn er jeglichen besteuerten Umsatz in den Räumlichkeiten 
dieser Cafeteria eingestellt hat, sofern er weiterhin steuerbefreite Umsätze in 
diesen Räumlichkeiten getätigt und diese somit nunmehr ausschließlich für diese 
Umsätze genutzt hat.  

In seinem Folgeurteil vom 27. Oktober 2020 – V R 20/20 (V R 61/17), (siehe 
unseren Blogbeitrag) hat der BFH daraufhin entschieden, dass bei einem 
Gegenstand, den der Unternehmer zunächst gemischt für steuerpflichtige und 
steuerfreie Umsätze genutzt hatte und bei dem die Verwendung für die 
steuerpflichtigen Umsätze entfällt, während der Unternehmer die Verwendung für 
die steuerfreien Umsätze fortsetzt, dies zu einer Vorsteuerberichtigung nach § 
15a UStG führen könne. Demgegenüber bewirke der bloße Leerstand ohne 
Verwendungsabsicht keine Änderung der Verhältnisse. 

Zu diesen Entscheidungen vertritt das BMF folgende Auffassung: 

Der EuGH hat im Urteil C-374/19 bestätigt, dass bei einer ursprünglichen Nutzung 
der Räumlichkeiten einer Cafeteria sowohl für besteuerte Tätigkeiten als auch für 
steuerbefreite Tätigkeiten der Wegfall der besteuerten Tätigkeit bei 
ausschließlicher Nutzung der Räumlichkeiten für die steuerbefreite Tätigkeit ein 
Anwendungsfall des § 15a UStG sein kann.  

Auch der BFH ist im Folgeurteil V R 20/20 (V R 61/17) dieser Entscheidung im 
Grundsatz gefolgt. Lediglich aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalles 
ist er zu dem Ergebnis gekommen, dass bei dem streitigen Sachverhalt 
möglicherweise ausnahmsweise doch keine Berichtigung des Vorsteuerabzuges 
nach § 15a UStG durchzuführen war, weshalb er die Sache zur weiteren 
Sachverhaltsaufklärung an das Finanzgericht zurückverwiesen hat. Im Streitfall 
hing eine Änderung der Verhältnisse demnach davon ab, ob die 
verfahrensgegenständliche Cafeteria ständig verschlossen gewesen war und nur 
anlässlich der (auch in den Vorjahren erfolgten) Nutzung für einzelne 
Veranstaltungen im Zusammenhang mit steuerfreien Umsätzen geöffnet worden 
ist. In diesem Fall liegt keine Nutzungsänderung der Cafeteria hinsichtlich der 
aufgegebenen Tätigkeit vor, sondern weiterhin eine zum Vorsteuerabzug 
berechtigende erfolglose Investition. Für den Fall jedoch, dass die Cafeteria 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227875/eugh-zur-berichtigung-der-vorsteuer-fuer-den-erfolglosen-unternehmer/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228322/vorsteuerberichtigung-bei-erfolglosigkeit/
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jederzeit offenstand und damit potentiell hätte genutzt werden können, liegt eine 
tatsächliche Nutzung nur noch für steuerfreie Umsätze und damit eine Änderung 
der Verhältnisse i. S. v. § 15a UStG vor. Eine derartige Entscheidung kann nur 
unter Beachtung aller Umstände des Einzelfalles getroffen werden. 

Der UStAE wird in Abschnitt 15a.2 Abs. 8 um die Sätze 4 bis 6 ergänzt: 

„Bei einer ursprünglich gemischten Verwendung im Sinne des § 15 Abs. 4 UStG, 
bei der eine Tätigkeit aufgegeben wird (z. B. die zum Vorsteuerabzug 
berechtigende) und das Wirtschaftsgut nunmehr ausschließlich für Zwecke der 
beibehaltenen Tätigkeit (z. B. der nicht zum Vorsteuerabzug berechtigenden) 
genutzt wird, ist grundsätzlich von einer Änderung der Verhältnisse im Sinne von 
§ 15a UStG auszugehen (vgl. EuGH-Urteil vom 9. 7. 2020, C-374/19, Finanzamt 
Bad Neuenahr-Ahrweiler, BStBl. II 2022 S. xxx). Es ist jedoch unter Beachtung 
aller Umstände des Einzelfalles zu prüfen, ob im Anschluss ausnahmsweise eine 
nur punktuelle Verwendung des betroffenen Wirtschaftsgutes im Rahmen der 
beibehaltenen Tätigkeit und im Übrigen nunmehr ohne Zweifel eine Nichtnutzung 
(z. B. ein Leerstand) ohne Verwendungsabsicht vorliegt. Im Umfang einer 
derartigen Nichtnutzung liegt keine Änderung der Verhältnisse im Sinne von § 
15a UStG vor (vgl. BFH-Urteil vom 27. 10. 2020 – V R 20/20 (V R 61/17), BStBl II 
2022 S. xxx).“ 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 01. September 2022, III C 2 - S 7316/19/10002 :001.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-09-01-vorsteuerberichtigung-nach-paragraf-15a-UStG-bei-aufgabe-nur-einer-von-mehreren-taetigkeiten.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 08. September 2022 

 
 
Die Haftung der Organgesellschaft für Steuern des Organträgers 
gemäß § 73 AO beschränkt sich nicht notwendig auf solche 
Steuern, die während der Dauer des Organschaftsverhältnisses 
entstanden sind. Die Organgesellschaft kann in dem Umfang 
haften, in dem der Organträger die Umsätze der Organgesellschaft 
zu versteuern hat und Vorsteuerbeträge aus Rechnungen über 
Leistungsbezüge der Organgesellschaft abziehen kann. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Gegenstand der Übertragung beim vorgenannten Formwechsel 
sind die jeweiligen Mitunternehmeranteile der Einbringenden (vgl. 
Senatsurteil vom 11.07.2019 - I R 26/18, BFHE 266, 277, BStBl II 
2022, 93). Jedenfalls im Zeitpunkt der tatsächlichen Einbringung 
der Mitunternehmeranteile (hier: in Form des Beschlusses des 
Formwechsels) müssen die Tatbestandsvoraussetzungen der §§ 
25 Satz 1, 20, 21 UmwStG 2006 vorliegen. Daran fehlt es, wenn 
die Überträgerin zuvor ihren ganzen Gewerbebetrieb i.S. des § 16 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alternative 1 EStG veräußert hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Steht eine ‑‑an sich nicht steuerbare‑‑ sportliche Betätigung mit 
ihrer gewerblichen Vermarktung im Rahmen von 
Sponsorenverträgen in einem untrennbaren Sachzusammenhang, 
bilden beide Tätigkeiten einen einheitlichen Gewerbebetrieb, so 
dass auch die Sporttätigkeit von der Steuerpflicht erfasst wird. 
Liegt ein einheitlicher Gewerbebetrieb als Sportler vor, stellen 
finanzielle Unterstützungsmaßnahmen der Sportförderung 
aufgrund des weiten Verständnisses des Veranlassungsbegriffs 
Betriebseinnahmen dar. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 035/22. 
 
 
 
 
 

Urteil VII R 18/21: 
Haftung der 
Organgesellschaft für 
nach Beendigung der 
Organschaft 
entstandene Steuern 
 
 
 
 
 
05. April 2022 
 

Urteil I R 13/19: Kein 
steuerlich wirksamer 
rückwirkender 
Formwechsel, wenn 
bei Beschlussfassung 
die Einbringungs-
voraussetzungen 
nicht vorliegen 
 
 
 
21. Februar 2022 
 

 

 
Urteil X R 19/19: 
Gewerbliche Tätigkeit 
eines Sportlers und 
Zurechnung von 
Zahlungen der 
Sportförderung 
 
 
 
 
 
15. Dezember 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250153/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gewerbliche-taetigkeit-eines-sportlers-und-zurechnung-von-zahlungen-der-sportfoerderung/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zufluss von Kapitalerträgen beim beherrschenden Gesellschafter einer 
ausländischen Kapitalgesellschaft 
Dem beherrschenden Gesellschafter einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
fließt ein Gewinnanteil gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 EStG im Zeitpunkt des 
Gewinnausschüttungsbeschlusses zu, wenn die Gesellschaft zahlungsfähig ist 
und er nach Maßgabe des ausländischen Rechts zu diesem Zeitpunkt 
wirtschaftlich über den Gewinnanteil verfügen kann. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt  
Streitig ist, ob dem Kläger in den Jahren 2007 bis 2010 (Streitjahre) als 
beherrschendem Gesellschafter einer kroatischen Kapitalgesellschaft 
beschlossene Gewinnausschüttungen, die ihm nicht ausbezahlt wurden, gemäß § 
11 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zugeflossen sind. 
Der im Inland wohnhafte und unbeschränkt steuerpflichtige Kläger wurde in den 
Streitjahren zusammen mit seiner Ehefrau, der Klägerin und Revisionsklägerin 
(Klägerin), einkommensteuerlich veranlagt. Er war alleiniger Gesellschafter und 
Geschäftsführer einer im Jahr 2000 gegründeten Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung kroatischen Rechts mit Sitz in Y. Die kroatische Gesellschaft 
erwirtschaftete in den Geschäftsjahren 2006 bis 2009 jeweils Gewinne. 
Nach Durchführung einer Außenprüfung erhöhte das Finanzamt durch auf § 164 
Abs. 2 der Abgabenordnung gestützte Änderungsbescheide die ursprünglichen 
Einkommensteuerfestsetzungen für die Streitjahre. Das Finanzamt begründete 
dies mit weiteren von der kroatischen Gesellschaft beschlossenen 
Ausschüttungen, die es als dem Kläger als beherrschendem Gesellschafter im 
jeweiligen Streitjahr zugeflossen ansah. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Ob dem Kläger Gewinnanteile aus der kroatischen Gesellschaft zugeflossen sind, 
richtet sich -wie vom Finanzgericht zutreffend erkannt- nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 
i.V.m. § 11 Abs. 1 Satz 1 EStG. 
Einnahmen sind nach § 11 Abs. 1 Satz 1 EStG innerhalb des Kalenderjahres 
bezogen, in dem sie dem Steuerpflichtigen zugeflossen sind, d.h. in dem er 
wirtschaftlich über die Einnahmen verfügen kann. Bei beherrschenden 
Gesellschaftern -der Kläger gehört als Alleingesellschafter unstreitig zu diesem 
Personenkreis- ist der Zufluss einer Ausschüttung in der Regel bereits im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Gewinnverwendung anzunehmen, weil 
der beherrschende Gesellschafter es regelmäßig in der Hand hat, sich die ihm 
von der Gesellschaft geschuldeten Beträge auszahlen zu lassen. Dies gilt 
jedenfalls dann, wenn sein Gewinnauszahlungsanspruch eindeutig, unbestritten 
und fällig ist und sich gegen eine zahlungsfähige Gesellschaft richtet. Unter 
diesen Voraussetzungen kann der beherrschende Gesellschafter im Regelfall 
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wirtschaftlich bereits ab dem Zeitpunkt des Ausschüttungsbeschlusses über 
seinen Gewinnanteil verfügen. 
Diese Rechtsgrundsätze sind auch auf den Zufluss von Gewinnanteilen bei einem 
im Inland unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen beherrschenden 
Gesellschafter einer ausländischen Kapitalgesellschaft anzuwenden. 
Unverzichtbare Bedingung für den Zufluss offener Gewinnausschüttungen beim 
beherrschenden Gesellschafter nach den vorstehenden Grundsätzen ist im 
Inlandsfall wie im Auslandsfall, dass der Gesellschafter über diejenigen 
Gewinnanteile, deren Ausschüttung durch die Gesellschafterversammlung 
beschlossen wurde, wirtschaftlich verfügen kann. 
Entsteht mit der Fassung des Gewinnverwendungsbeschlusses nach 
ausländischem Recht ein wie im Streitfall sofort fälliger 
Gewinnauszahlungsanspruch, kann hieraus nicht in jedem Fall zwingend 
abgeleitet werden, dass der beherrschende Gesellschafter bei Zahlungsfähigkeit 
der Gesellschaft unmittelbar die wirtschaftliche Verfügungsmacht erlangt. Denn 
die Dispositionsmöglichkeit des Gesellschafters über die Auszahlung des 
Ausschüttungsbetrags kann nach den Gegebenheiten des jeweiligen 
ausländischen Rechts dennoch ausgeschlossen sein. Soweit und solange 
Gegebenheiten des ausländischen Rechts der Erlangung der wirtschaftlichen 
Verfügungsmacht des beherrschenden Gesellschafters über den 
Ausschüttungsbetrag entgegenstehen, ist noch kein Zufluss gemäß § 11 Abs. 1 
Satz 1 EStG bei ihm gegeben. 
Das maßgebliche ausländische Recht hat das Finanzgericht nicht nur hinsichtlich 
der Frage, ob eine Gewinnausschüttung beschlossen wurde, der Fälligkeit des 
Gewinnauszahlungsanspruchs und der Zahlungsfähigkeit der ausschüttenden 
Gesellschaft, sondern auch im Hinblick darauf festzustellen, ob es 
landesspezifische gesetzliche oder tatsächliche Besonderheiten gibt, die 
verhindern, dass der beherrschende Gesellschafter die wirtschaftliche 
Verfügungsmacht über den Ausschüttungsbetrag erlangt. 
Nach diesen Grundsätzen hat das Finanzgericht im Streitfall zu Unrecht allein aus 
der Fälligkeit der beschlossenen Ausschüttungsbeträge unmittelbar auf die 
wirtschaftliche Verfügungsmacht des Klägers über die Ausschüttungsbeträge 
geschlossen, ohne zu prüfen, ob seiner Verfügungsmacht nach Maßgabe des 
kroatischen Rechts Hindernisse entgegenstanden. 
Die Sache ist nicht spruchreif und deshalb an das Finanzgericht 
zurückzuverweisen, damit es die erforderlichen Feststellungen zum kroatischen 
Recht nachholen kann. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. Februar 2022 (VIII R 32/19), veröffentlicht am 01. September 
2022. 
 
Übertragung eines nach dem 31.12.2018 ausgestellten Gutscheins über eine 
elektronische Dienstleistung in einer Leistungskette (Abgrenzung 
Einzweck-/Mehrzweck-Gutschein) 
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob sich das für die Annahme eines Einzweck-
Gutscheins bestehende Erfordernis, dass der Ort der Leistung feststehen muss (§ 
3 Abs. 14 Satz 1 UStG und Art. 30a Nr. 2 MwStSystRL) a) nur auf die Ausgabe 
("Verkauf eines Gutscheins an Kunden" i.S. des Abschn. 3.17 Abs. 1 Satz 11 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210160/
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UStAE) oder b) auch auf eine vorausgehende Übertragung ("Verkauf eines 
Gutscheins zwischen Unternehmern" i.S. des Abschn. 3.17 Abs. 1 Satz 10 
UStAE) bezieht. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen ADV-
Beschluss entschieden. 
Hintergrund 
Durch Art. 9 Nr. 2 Buchst. b des Gesetzes zur Vermeidung von 
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11.12.2018 (BGBl I 2018, 2338, BStBl I 
2018, 1377) wurden auf der Grundlage von Art. 30a der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(MwStSystRL) § 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) die Absätze 13 bis 15 angefügt, 
die gemäß § 27 Abs. 23 UStG erstmals auf Gutscheine anzuwenden sind, die 
nach dem 31.12.2018 ausgestellt werden. 
Nach § 3 Abs. 13 Satz 1 UStG ist ein Gutschein (Einzweck- oder Mehrzweck-
Gutschein) ein Instrument, bei dem 
1. die Verpflichtung besteht, es als vollständige oder teilweise Gegenleistung für 

eine Lieferung oder sonstige Leistung anzunehmen und 
 
2. der Liefergegenstand oder die sonstige Leistung oder die Identität des 

leistenden Unternehmers entweder auf dem Instrument selbst oder in damit 
zusammenhängenden Unterlagen, einschließlich der Bedingungen für die 
Nutzung dieses Instruments, angegeben sind. 

Ein Gutschein i.S. des § 3 Abs. 13 UStG, bei dem der Ort der Lieferung oder der 
sonstigen Leistung, auf die sich der Gutschein bezieht, und die für diese Umsätze 
geschuldete Steuer zum Zeitpunkt der Ausstellung des Gutscheins feststehen, ist 
ein Einzweck-Gutschein. Überträgt ein Unternehmer einen Einzweck-Gutschein 
im eigenen Namen, gilt die Übertragung des Gutscheins als die Lieferung des 
Gegenstands oder die Erbringung der sonstigen Leistung, auf die sich der 
Gutschein bezieht (§ 3 Abs. 14 Sätze 1 und 2 UStG). Die tatsächliche Lieferung 
oder die tatsächliche Erbringung der sonstigen Leistung, für die ein Einzweck-
Gutschein als Gegenleistung angenommen wird, gilt dann nicht als unabhängiger 
Umsatz (§ 3 Abs. 14 Satz 5 UStG). 
Ein Gutschein i.S. des § 3 Abs. 13 UStG, bei dem es sich nicht um einen 
Einzweck-Gutschein handelt, ist ein Mehrzweck-Gutschein. Die tatsächliche 
Lieferung oder die tatsächliche Erbringung der sonstigen Leistung, für die der 
leistende Unternehmer einen Mehrzweck-Gutschein als vollständige oder 
teilweise Gegenleistung annimmt, unterliegt der Umsatzsteuer nach § 1 Abs. 1 
UStG, wohingegen jede vorangegangene Übertragung dieses Mehrzweck-
Gutscheins nicht der Umsatzsteuer unterliegt (§ 3 Abs. 15 UStG). 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten in der Hauptsache darüber, ob die Übertragung von 
Guthabenkarten oder Gutscheincodes für den Erwerb digitaler Inhalte für das X-
Network (X), sog. X-Cards, der Umsatzsteuer unterliegt. Im vorliegenden 
Eilverfahren geht es um die Aussetzung der Vollziehung (AdV) des vom 
Finanzamt erlassenen Umsatzsteuerbescheids für den Besteuerungszeitraum 
2019 (Streitjahr). 
Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht hat den Antrag abgelehnt. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Entscheidung des BFH 
Der BFH hat die Vollziehung des Umsatzsteuerbescheids 2019 wird für die Dauer 
des Revisionsverfahrens XI R 21/21 bis zur Zustellung einer dieses Verfahren 
beendenden Entscheidung ausgesetzt. 
Soweit die Antragstellerin im Streitjahr nach dem 31. Dezember 2018 ausgestellte 
Gutscheine übertrug und damit gemäß § 27 Abs. 23 UStG die Vorschriften des § 
3 Abs. 13 bis 15 UStG Anwendung finden, ist ernstlich zweifelhaft, ob es sich bei 
diesen Gutscheinen um Einzweck-Gutscheine i.S. des § 3 Abs. 14 UStG handelt, 
deren Übertragung jeweils als Lieferung oder sonstige Leistung gilt. 
Denn hierfür müssten der Ort der Lieferung oder der sonstigen Leistung, auf die 
sich der Gutschein bezieht, und die für diese Umsätze geschuldete Steuer zum 
Zeitpunkt der Ausstellung des Gutscheins feststehen (§ 3 Abs. 14 Satz 1 UStG). 
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob zum Zeitpunkt der Ausstellung der Gutscheine der 
Ort der sonstigen Leistung und die geschuldete Steuer feststanden. Denn fraglich 
ist, ob sich das für die Annahme eines Einzweck-Gutscheins bestehende 
Erfordernis, dass der Ort der Leistung feststehen muss (§ 3 Abs. 14 Satz 1 UStG 
und Art. 30a Nr. 2 MwStSystRL), nur auf die Ausgabe ("Verkauf eines Gutscheins 
an Kunden" i.S. von Abschn. 3.17 Abs. 1 Satz 11 des Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses --UStAE--) oder auch auf eine dem vorausgehende 
Übertragung ("Verkauf eines Gutscheins zwischen Unternehmern" i.S. von 
Abschn. 3.17 Abs. 1 Satz 10 UStAE) bezieht (zu diesen Begrifflichkeiten vgl. auch 
Abschn. 3.17 Abs. 3 Satz 1 UStAE). 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 16. August 2022 (XI S 4/21 (AdV)), veröffentlicht am 01. 
September 2022. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
Business Meldungen 
Zweite digitale PwC Transfer Pricing Konferenz 
  
Die zweite digitale PwC Transfer Pricing Konferenz steht kurz bevor. In einem 
innovativen virtuellen Veranstaltungsformat können Sie sich am 14. September 
2022 über die neuesten Entwicklungen im Verrechnungspreisbereich informieren. 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210162/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Neben verschiedenen Workshops gibt es einen Mix aus klassischen Vorträgen, 
Messeständen, und auch die Möglichkeit zum Austausch mit anderen 
Teilnehmer:innen. Das Ganze wird mit einer Podiumsdiskussion abgerundet, bei 
der wir uns sehr auf die Teilnahme von Claudia de Rop (Metro AG), Mark Bentz 
(Mercedes-Benz Group AG) und Rolf Schreiber (ehem. Sachgebietsleiter Groß- 
und Konzernbetriebsprüfung Finanzamt Düsseldorf) freuen.  
Melden Sie sich kostenfrei an unter https://www.pwc-events.com/Digitale-TP-
Konferenz-2022 
 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 06. 
September 2022 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
Webcast-Reihe – Managed Services 
Webcast, 15.09. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/managed-services
https://www.pwc-events.com/Digitale-TP-Konferenz-2022
https://www.pwc-events.com/Digitale-TP-Konferenz-2022
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233439/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-06.-september-2022/?download=230915
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2022 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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